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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksache 11/4909, 11/6633 - 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. § 22 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu er- 
richten und zu betreiben, daß 

1. schädliche Umwelteinwirkungen 

a) verhindert werden, soweit sie nach dem Stand der Tech- 
nik vermeidbar sind, und 

b) soweit sie nach dem Stand der Technik unvermeidbar 
sind, auf ein Mindestmaß beschränkt werden; 

2. Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen getroffen 
wird, insbesondere durch die dem Stand der Technik ent- 
sprechenden Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung, und 

3. Reststoffe nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 Nr. 3 vermieden 
werden. " ' 

Bonn, den 14. März 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

1. Im Hinblick auf den geplanten weiter gespannten Rahmen des 
gebietsbezogenen Immissionsschutzes und die zukünftig stär- 
ker in den Vordergrund rückende Bedeutung nicht genehmi- 
gungsbedürftiger Anlagen ist eine stärkere Angleichung an 
das Recht der genehmigungsbedürftigen Anlagen erforderlich. 
Die in § 22 bisher geregelten Pflichten der Betreiber nicht 
genehmigungsbedürftiger Anlagen bleiben hinter den Pflich- 
ten der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen erheblich 
zurück. Die Vorschriften über die nicht genehmigunsbedürf- 
tigen Anlagen müßten im Grunde einer generellen Novellie- 
rung unterworfen werden, da sie allgemein als nicht geglückt 
angesehen werden. So dürfen gemäß § 25 Abs. 2 schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden, soweit nicht das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder bedeutende 
Sachwerte gefährdet werden. Infolgedessen sind erhebliche 
Belästigungen erlaubt. 

Einen ersten Schritt hin zu einer Verbesserung des Vorsorge- 
grundsatzes bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen bil- 
det der Novellierungsvorschlag des Bundesrates (BT-Druck- 
sache 11/4909) zur Neufassung des § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und 2, der hier übernommen wird. Auf die Begrüdung in Num- 
mer 16 der Stellungnahme des Bundesrates wird verwiesen. 

2. In Absatz 1 Satz 1 wird unter Nummer 3 das Reststoffvermei- 
dungsgebot des § 5 Abs. 1 Nr. 3 (neu, siehe Änderungsantrag 
Nr. 4) übernommen. Damit soll das Ziel, das Abfallaufkommen 
soweit wie möglich zu senken, auch im Bereich der nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen wirksamer durchgesetzt 
werden. 
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